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Klägerin Beschwerde eingelegt und dazu ausgeführt: Zwi­
schen ihm und der Klägerin habe ein Auftragsverhältnis be­
standen, und ihre Vertretung im Verfahren sei als Dienstlei­
stung anzusehen. Die Beschränkung der Vollstreckung auf 
das Vermögen des Kindes sei daher nicht gerechtfertigt. Bis­
herige Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Schuldner seien 
erfolglos gewesen.

Das Bezirksgericht hat den Beschluß des Kreisgerichts in­
soweit aufgehoben, als mit ihm festgelegt wurde, daß eine 
Vollstreckung der zu erstattenden Konten aus der Prozeßver­
tretung der Klägerin nur in das Vermögen des Kindes erfol- 

■gen dürfe. Die gerichtlichen Auslagen und außergerichtlichen 
Kosten des Beschwerdeverfahrens wurden der Klägerin auf­
erlegt.

Zur Begründung seines Beschlusses hat das Bezirksgericht 
ausgeführt: Das Kreisgericht habe verkannt, daß die Regelung 
des § 90 Abs. 4 ZPO das Auftragsverhältnis zwischen dem ge­
setzlichen Vertreter, Prozeßbeauftragten oder Dritten und sei­
nem Prozeßvertreter nicht berühre. Die Beschränkung der 
Vollstreckung auf das Einkommen und Vermögen des Vertre­
tenen bestehe nur bei Entscheidungen, die gegen den gesetz­
lichen Vertreter, Prozeßbeauftragten oder Dritten ergangen 
sind. Das Auftragsverhältnis zwischen der Klägerin und 
ihrem Prozeßvertreter sei ein Dienstleistungsverhältnis, das 
sie unabhängig von der Wahrnahme der Rechte des Kindes 
im eigenen Namen für sich abgeschlossen habe.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Die Entscheidung des Bezirksgerichts verletzt §§ 2 Abs. 2, 45 
Abs. 3 und 159 Abs. 2 ZPO.

In Übereinstimmung mit der Auffassung des Bezirksge­
richts ist davon auszugehen, daß die Klägerin gemäß § 43 FGB 
Rechte des Kindes im eigenen Namen geltend gemacht hat. 
Nach dieser gesetzlichen Bestimmung hat sie die Möglichkeit, 
Rechte des Kindes entweder im eigenen Namen oder als des­
sen gesetzlicher Vertreter im Namen des Kindes wahrzuneh­
men. Der Betrachtungsweise des Bezirksgerichts, in Überein­
stimmung mit dem Vorbringen in der Beschwerde ohne wei­
tere Prüfung zu unterstellen, die Klägerin habe zu ihrer eige­
nen Erleichterung den Anwaltsvertrag abgeschlossen, ist nicht 
zu folgen. Allein aus dem Umstand, daß sie für ihr Kind im 
eigenen Namen klagte, konnte sich diese Schlußfolgerung 
nicht ergeben. Dem stehen auch ihre Erklärungen vor dem Se­
kretär des Kreisgerichts entgegen.

Die Auffassung des Sekretärs zu § 90 Abs. 4 ZPO leitet sich 
vermutlich aus dem Urteil des Obersten Gerichts vom 2. Mai 
1978 - 3 OFK 16 78 - ab (NJ 1978, Heft 11, S. 502). In jener 
Sache war allerdings nur zu prüfen, ob der Mutter gemäß § 170 
ZPO ein Rechtsanwalt beizuordnen war. Die Grundaussagen 
dieses Urteils sind jedoch auch für das vorliegende Verfah­
ren von Bedeutung, in dem der von der Mutter bevollmäch­
tigte Rechtsanwalt — unbeschadet der Kostenverpflichtung 
des Verklagten aus der Einigung — gemäß § 180 Abs. 1 ZPO 
die Festsetzung der Kosten gegen sie beantragt hat.

Die alleinstehende Mutter nimmt mit der Klage auf Fest­
stellung der Vaterschaft und Unterhaltszahlung Rechte für ihr 
Kind wahr, auch wenn sie im eigenen Namen klagt. Es wi­
derspräche dem Grundanliegen auf allseitige Unterstützung 
der nicht verheirateten Mutter, wenn sie im Vaterschaftsfest­
stellungsverfahren grundsätzlich Kosten zu übernehmen 
hätte. Sie muß vielmehr damit rechnen können, daß sie auch 
bei Wahrnehmung des Rechts auf Feststellung des Vaters 
ihres Kindes kostenrechtlich Unterstützung findet. Diesen 
berechtigten Erwartungen wird einmal dadurch entsprochen, 
daß keine Gerichtsgebühren erhoben werden (§ 168 Abs. 2 
Ziff. 3 ZPO). Ihnen ist aber auch dadurch zu entsprechen, daß 
für eine etwaige Zahlungsverpflichtung auf Grund einer Ent­
scheidung, die gegen die Klägerin bzw. das Kind ergangen 
ist (z. B. für die Pflicht, bei einer erfolglosen Klage gericht­
liche Auslagen und außergerichtliche Kosten zu tragen), nur 
mit den Einkünften und dem Vermögen des Kindes einzuste­
hen ist (vgl. § 90 Abs. 4 ZPO sowie ZPO-Kommentar, Berlin 
1987, Anm. 4 zu § 90 [S. 149 f.]). Dieselben Erwägungen wie 
für die Klage auf Feststellung der Vaterschaft und Unterhalt 
müssen auch gelten, wenn die Mutter ausschließlich wegen 
des Unterhalts bzw. seiner Erhöhung klagt (§ 22 FGB).

Aus dem grundsätzlichen Anliegen, alleinstehende Erzie­
hungsberechtigte und ihre Kinder zu unterstützen, folgt, daß 
ihre Prozeßbevollmächtigten bzw. die Gerichte sie bereits 
zu Beginn des Verfahrens darauf hinweisen sollten, daß die 
Möglichkeit besteht, im Hinblick auf die wirtschaftliche Lage 
des Kindes gemäß § 170 Abs. 1 Satz 1 ZPO Befreiung von der 
Vorauszahlungspflicht und/oder gemäß § 170 Abs. 1 Satz 2 
ZPO die Beiordnung eines Rechtsanwalts auf Kosten des 
Staatshaushaltes zu beantragen.

Im vorliegenden Verfahren war die Klägerin bereits zu 
Beginn anwaltlich vertreten. Ausgehend davon wäre es vor­
rangig Aufgabe des Prozeßbevollmächtigten gewesen, die Klä­
gerin auf beide Möglichkeiten des § 170 Abs. 1 ZPO hinzuwei­
sen. Da sie abgelegen von der Kreisstadt wohnt, alleinstehend 
ist und vier Kinder zu betreuen hat und sich aus der Klage 
ergab, daß sie in der Vergangenheit erhebliche Schwierig­
keiten wegen der Unterhaltszahlung des nicht regelmäßig ar­
beitenden Verklagten hatte, ist davon auszugehen, daß die 
Voraussetzungen für die Beiordnung eines Rechtsanwalts Vor­
gelegen hätten. Sofern der Prozeßbevollmächtigte in Kenntnis 
der Lage der Klägerin verabsäumt hat, seiner Beratungs­
pflicht gemäß § 15 Abs. 1 Satz 1 Musterstatut der Kollegien 
der Rechtsanwälte der DDR (RAK-MSt) vom 17. Dezember 
1980 (GBl. I 1981 Nr. 1 S. 4) nachzukommen, wäre zumindest 
hinsichtlich der Höhe der von ihm geltend gemachten Kosten 
seine Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz zu prü­
fen (§ 20 RAK-MSt).

Bei der Prüfung der Beschwerde war ferner der Hinweis 
der Klägerin zu beachten, das Referat Jugendhilfe habe sie 
an den Rechtsanwalt verwiesen. Nach § 16 Abs. 2 des Geset­
zes über den Mutter- und Kinderschutz und die Rechte der 
Frau vom 27. September 1950 (GBl. Nr. Ill S. 1037; in der 
geltenden Fassung abgedruckt auch in: Förderung der Frau 
in der DDR — Gesetzesdokumentation —, Berlin 1988, S. 29 ff.) 
sind die Organe der Jugendhilfe verpflichtet, der alleinste­
henden Mutter eines außerhalb der Ehe geborenen Kindes bei' 
der Regelung der Ansprüche gegen den Vater als Beistand 
Unterstützung zu geben. Dieselbe Aufgabenstellung wurde 
mit § 2 Abs. 3 der VO über die Aufgaben und die Arbeitsweise 
der Organe der Jugendhilfe (JugendhilfeVO) vom 3. März 1966 
(GBl. II Nr. 34 S. 215) i. d. F. vom 12. Januar 1968 (GBl. I Nr. 3 
S. 97), 13. Juni 1968 (GBl. II Nr. 62 S. 363), 14. Dezember 1988 
(GBl. I Nr. 28 S. 330) fortgeführt und erweitert.

Aus dem Hinweis der Klägerin ergibt sich, daß offensicht­
lich eine Vereinbarung zwischen dem Referat Jugendhilfe 
und dem Kollegium der Rechtsanwälte auf der Grundlage des
o. g. Gesetzes im Interesse der Erziehungsberechtigten zur 
besseren Erfüllung der Aufgaben aus der JugendhilfeVO ab­
geschlossen wurde. Nach dem Muster einer solchen Vereinba­
rung gewährleisten die Kollegien der Rechtsanwälte die Ver­
tretung der Interessen Minderjähriger in Gerichtsverfahren 
zur Feststellung der Vaterschaft, zur Unterhaltszahlung und 
zur Abänderung von Ünterhaltstiteln, wenn das Referat Ju­
gendhilfe die Eltern oder andere Vertretungsberechtigte an 
das Rechtsanwaltskollegium verweist und diese eine entspre­
chende Vollmacht erteilen.

Nach § 4 Abs. 2 der Mustervereinbarung fordert das 
Rechtsanwaltskollegium, wenn keine Kosten von der Gegen­
seite einzuziehen sind, nur die entstehenden Auslagen (Fahrt­
kosten, Postgebühren und gerichtliche Auslagen). Diese über­
nimmt das Referat Jugendhilfe.

Das Bezirksgericht wird deshalb im weiteren Verfahren 
zu klären haben, ob der Rechtsanwalt der Klägerin auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Referat Jugend­
hilfe und dem Rechtsanwaltskollegium tätig wurde und ob 
das Referat die Klägerin an ihn verwiesen hat. Sollten diese 
Voraussetzungen nicht vorliegen, wird im Hinblick auf eine 
mögliche Schadenersatzverpflichtung zu prüfen sein, ob der 
Prozeßbevollmächtigte die Klägerin vor Abschluß des An­
waltsvertrages einerseits auf die Möglichkeit des § 170 ZPO 
und andererseits auf die kostenrechtlichen Folgen hingewie­
sen hat, wenn sie persönlich mit ihm einen Anwaltsvertrag 
abschließt (§§ 15 Abs. 1 Satz 1 und 2, 20 RAK-MSt).

Je nach den künftigen Feststellungen wird das Bezirksge­
richt zu prüfen haben, ob der Kostenfestsetzungsbeschluß des 
Sekretärs überhaupt Bestand haben kann. Falls sich bestäti-


